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7541 Teile, 800 Dollar – so groß und
teuer war noch kein Bausatz aus der
Ideenschmiede des Spielwarenherstel-
lers Lego. Klar, dass sich die Tüftler
des Unternehmens dafür nicht irgend-
ein Raumschiff, irgendeine Ritterburg,
irgendeine Feuerwehrwache ausden-
ken können. Sie haben sich stattdes-
sen für ein Konstrukt entschieden, das
Kultstatus genießt, für ein Symbol ei-
ner großen Fangemeinde über schon
mehrere Generationen und viele Län-
der hinweg. Es geht um den Millenni-
umfalken, den legendären Weltraum-
Frachter aus der Saga „Star Wars“, mit
dessen Hilfe nicht nur der Schmuggler-
held Han Solo, sein pelziger Freund
Chewbacca und Jedi-Ritter Luke Sky-
walker die Galaxis schon vor Jahrzehn-
ten retteten. Und der auch in der neu-
en Trilogie unter Walt Disney – der
zweite Teil kommt im Dezember in
die Kinos – eine zentrale Rolle spielt.
In dem Bausatz enthalten sind außer
dem Raumschiff eine Reihe von Mini-
Figuren, darunter auch die neuen
Stars Rey, Finn und der rollende Robo-
ter BB-8. Detailgetreu sind Cockpit,
Antrieb, Laderäume nachgebaut. Ziel-
gruppe sind wohl weniger Kinder als
vielmehr erwachsene, eingefleischte
„Star Wars“-Fans und Sammler. Für
Lego sind solche Bausätze ein lukrati-
ves Geschäft. Und auch andere Unter-
nehmen, allen voran Walt Disney, ver-
dienen mit Spielfiguren und Fanarti-
keln aller Art rund um George Lucas’
Weltraum-Saga viel Geld.  ala.

Der größte Lego-Bausatz aller Zeiten

tine. FRANKFURT, 1. September. Die
Traditionsbrauerei Warsteiner will den
neu geschaffenen Posten für „Strategie
und Unternehmensentwicklung“ in der
Geschäftsführung offenbar mit Alessan-
dra Cama besetzen. Das berichtet das ge-
wöhnlich gut informierte Branchenmaga-
zin „Inside“. Die Deutschitalienerin soll
am 1. Oktober mit der Arbeit in Warstein
beginnen. Die Brauerei wollte den Na-
men auf Nachfrage nicht kommentieren.
Anfang der Woche hatte Warsteiner aber
angekündigt, die bislang dreiköpfige Ge-
schäftsführung um einen neu geschaffe-
nen Posten zu erweitern und die Stelle
mit einer Frau zu besetzen. Den Namen
wollte das Unternehmen aber noch nicht
verraten.

Alessandra Cama arbeitete bislang
beim Nürnberger Marktforschungsinsti-
tut GfK, zuvor mehr als 14 Jahre bei Ro-
land Berger, also genau bei jener Unter-
nehmensberatung, die Warsteiner jetzt
um Hilfe gebeten hat, um die Trendwen-
de zu bringen. Die Berater sollen ab Mit-
te September die Strukturen durchleuch-
ten und der Brauerei eine „Runderneue-
rung“ verpassen, wie diese Zeitung be-
reits berichtete. Das Management der
Brauerei hatte angekündigt „alles auf
den Prüfstand zu stellen“, dabei aber
„nicht mit dem Rasenmäher“ vorgehen
zu wollen. Die einst größte deutsche
Brauerei leidet seit Jahren unter dem
Schrumpfen des deutschen Biermarktes.
Der Bierabsatz der Sauerländer sank
überdurchschnittlich. Die bisherigen Ver-
suche, die Entwicklung aufzuhalten, hal-
fen wenig.

joja. FRANKFURT, 1. September. Die
vielleicht größte Gefahr von Cyberangrif-
fen liegt in ihrer Unsichtbarkeit. Warnun-
gen vor Attacken bleiben so lange ab-
strakt, bis Unternehmen betroffen sind –
und dann ist das Chaos da. Besonders das
Herzstück der deutschen Wirtschaft, der
Mittelstand, ist davon bedroht: Einem Ge-
schäftsführer, der zugleich die Produktent-
wicklung verantwortet, ist die Investition
in den IT-Schutz mühsam zu vermitteln.
100 000 Euro Entwicklungskosten etwa
für eine neue Maschine sind für ihn viel
greifbarer als ein Schutzschild gegen Ha-
cker, von dem nicht klar ist, ob er im Ernst-
fall hält. Schließlich liest und hört er al-
lenthalben, dass die Methoden der Krimi-
nellen immer raffinierter und ihre Schad-
codes ständig verbessert werden.

Die jüngste Mitteilung des Digitalver-
bandes Bitkom bestätigt das Bild, dass die
deutsche Wirtschaft nicht ausreichend
auf digitale Gefahren vorbereitet ist. Dem-
nach haben nur vier von zehn Unterneh-
men einen Notfallplan erarbeitet, der fest-
legt, welche Schritte im Fall eines erfolg-
reichen Angriffs folgen. Dabei gibt es Ab-
stufungen nach Größe: Unter den Unter-
nehmen mit mehr als 500 Mitarbeitern
verfügen rund zwei Drittel (68 Prozent)
über ein Notfallmanagement, bei Mittel-
ständlern mit 100 bis 499 Mitarbeitern
sind es 61 Prozent, und bei den kleineren
Unternehmen mit 10 bis 99 Mitarbeitern
haben sich 40 Prozent vorbereitet. Das
hat eine Umfrage des Bitkom unter mehr
als 1000 Geschäftsführern und Sicher-
heitsverantwortlichen ergeben. „Wer dar-
auf verzichtet, einen entsprechenden Not-
fallplan zu erstellen, und kein Notfallma-
nagement etabliert, der gefährdet die Si-
cherheit des eigenen Unternehmens, sei-
ner Mitarbeiter, Partner und Kunden“,
sagt Bitkom-Präsident Achim Berg. Die
Gefahr digitaler Angriffe sei vorhanden.

Nach Angaben des Digitalverbands hat
auch nur knapp über die Hälfte der Betrei-
ber von kritischen Infrastrukturen (Kri-
tis) solche Pläne entworfen. Das mag zu-
nächst verwundern, werden die größten
dieser Betreiber doch durch das Bundes-
amt für Sicherheit in der Informations-
technik (BSI) beobachtet und müssen
strengere Vorgaben nach dem IT-Sicher-
heitsgesetz erfüllen. Allerdings fallen
nicht nur die großen Banken und Energie-
versorger unter diese Rubrik, sondern
auch Telekommunikationskonzerne.
„Eine Bank ohne Notfallmanagement ist
heute nicht mehr denkbar. Die würden
von der Bafin und der Bundesbank nackt
um den Block gepeitscht, wenn das pas-
sierte. Die spielen in einer anderen
Liga“, sagt Timo Kob, der als Professor
für Wirtschaftsschutz an der FH Campus
Wien lehrt und Unternehmen, Behörden
und Regierungen in Cybersicherheitsfra-
gen berät. Darunter sind mehr als die
Hälfte der Dax-Unternehmen und das
BSI.

Doch schon mit den Energieversorgern
werde es komplizierter: In der Schnittstel-
le zwischen der Produktions-IT, der
Stromerzeugung und dem Stromtrans-
port treffen verschiedene, auch veraltete
Systeme auf neue Technik. Dort hätten
Notfallpläne nicht die oberste Priorität.
„Ich halte die Zahl deshalb keinesfalls für
zu niedrig, sondern würde sogar fragen,
ob alles, was da als Notfallplan bezeich-
net wird, den Namen verdient“, sagt Kob.
Lange sei IT-Sicherheit von vielen Unter-
nehmen so verstanden worden, dass unbe-
dingt verhindert werden müsse, dass über-
haupt etwas passiert. „Das Eingeständ-
nis, dass es irgendwann erfolgreiche An-
griffe geben wird, ist noch relativ jung.“
Viele Unternehmen würden sich daher zu
wenig um Folgenabschätzung und die Be-
wältigung von Krisen zu kümmern. „Ich
bin da recht desillusioniert“, sagt Kob.

lid. NEW YORK, 1. September. Als die
EU-Kommission im Juni eine Kartellstra-
fe in Milliardenhöhe gegen Google ver-
hängte, stieß das auch in der amerikani-
schen Heimat des Internetkonzerns auf
Applaus. Eine Abteilung des linksliberal
ausgerichteten sozialwissenschaftlichen
Forschungsinstituts „New America Foun-
dation“ in Washington gratulierte den eu-
ropäischen Kartellwächtern zu ihrer Ent-
scheidung und sagte in einer Stellungnah-
me, die Marktmacht von Google sei eine
der größten Herausforderungen für Wett-
bewerbspolitiker in der Welt. Gleichzei-
tig wurden amerikanische Kartellbehör-
den aufgefordert, mit Blick auf Google
und andere „Monopolisten“ ebenfalls ak-
tiv zu werden.

Diese Aussagen hatten einigen Zünd-
stoff. Denn Google gehört zu den wich-
tigsten Geldgebern von New America,
und Eric Schmidt, der langjährige Vor-
standsvorsitzende des Internetkonzerns,
führte bis vor kurzem sogar den Verwal-
tungsrat des Instituts. Seit dessen Grün-
dung im Jahr 1999 haben Google und
Schmidt persönlich ihm mehr als 20 Mil-
lionen Dollar zukommen lassen. Die kri-
tischen Worte zu dem Kartellurteil blie-
ben nach einem Bericht der „New York
Times“ nicht ohne Folgen. Barry Lynn,
der Verfasser der Stellungnahme, sagte
der Zeitung, Eric Schmidt habe sich dar-
über bei Anne-Marie Slaughter be-
schwert, der Präsidentin von New Ameri-

ca. Wenig später habe ihm Slaughter mit-
geteilt, die von ihm geführte Abteilung
des Instituts werde aufgelöst. Mittlerwei-
le ist Lynn sogar entlassen worden. Er
hat jetzt eine neue Gruppe mit dem Na-
men „Citizens against Monopoly“ ge-
gründet, die auf ihrer Internetseite be-
hauptet, Google habe damit gedroht,
New America künftig kein Geld mehr zu
geben.

Die Episode stellt nicht nur die Unab-
hängigkeit von New America in Frage.
Sie wirft ein Licht darauf, wie Google
versucht, politische Diskussionen zu be-
einflussen, und wie der Internetkonzern
mit unliebsamer Kritik umgeht. Barry
Lynn sagte der „New York Times“, Goo-
gle werfe in Washington wie auch in
Brüssel „sehr aggressiv“ mit Geld um
sich. „Die Leute haben jetzt so viel Angst
vor Google.“ Tatsächlich versuchen Goo-
gle und seine Mutterholding Alphabet
auf vielfältige Weise, sich in Washington
Einfluss zu verschaffen. In den ersten
sechs Monaten dieses Jahres gab der Kon-
zern zum Beispiel nach Angaben der Or-
ganisation Center for Responsive Politics
9,5 Millionen Dollar für Lobbyarbeit aus,
so viel wie kein anderes Unternehmen
aus seiner Branche.

Das „Wall Street Journal“ berichtete
kürzlich zudem, dass Google Hunderte
von Forschungsprojekten von Akademi-
kern an bekannten Universitäten wie
Harvard finanziell unterstützt und diese
dann für seine politischen Interessen ein-
gesetzt hat. Für solche Arbeiten seien bis
zu 400 000 Dollar bezahlt worden, und
manche Forscher hätten sie vor der Veröf-
fentlichung mit Google abgestimmt. Goo-
gle habe diese Forschungspapiere zum
Beispiel genutzt, um kartellrechtliche Er-
mittlungen der Behörde Federal Trade
Commission (FTC) in Amerika vor fünf
Jahren zu beeinflussen. Anders als in Eu-

ropa kam der Konzern in seiner Heimat
sehr glimpflich davon. Die FTC ent-
schied, keine Klage einzureichen, und
Google machte nur ein paar kleinere Zu-
geständnisse bei seinen Geschäftsprakti-
ken.

Google und auch New America haben
versucht, die jüngste Kontroverse herun-
terzuspielen. Der Internetkonzern ließ
verlauten, er unterstütze viele Organisa-
tionen und stimme nicht immer mit allen
überein, respektiere aber deren Unabhän-
gigkeit. Anne-Marie Slaughter sagte, es
sei „absolut falsch“ zu suggerieren, Goo-
gle habe nach Veröffentlichung der kriti-
schen Stellungnahme darauf gedrängt,
Barry Lynns Abteilung aufzulösen.
Lynns Entlassung beschrieb sie als das
Ergebnis seiner Weigerung, die „Stan-
dards von Offenheit und institutioneller
Kollegialität“ des Instituts einzuhalten,
ohne dies näher auszuführen.

Derweil bekam Lynn Unterstützung
von einer Journalistin des Technologie-
portals „Gizmodo“, die schrieb, auch sie
habe schon erfahren, mit welch ruppigen
Taktiken Google gegen kritische öffentli-
che Äußerungen vorgehe. Sie erzählte
eine Episode aus ihrer Zeit bei der Zeit-
schrift „Forbes“. Vertriebsangestellte
von Google hätten Forbes damals in ei-
ner Besprechung zu überzeugen ver-
sucht, ihre Artikel neben den üblichen
„Likes“ von Facebook auch mit der Goo-
gle-Funktion „+1“ zu versehen. Gesche-
he dies nicht, würde das die Ergebnisse
der Suchmaschine von Google beeinflus-
sen, das heißt die Forbes-Geschichten
wären nicht mehr so leicht zu finden. Die
Journalistin sagte, sie habe über diese
Methode in einem Artikel auf der Inter-
netseite der Zeitschrift berichtet. Sie
habe die Geschichte aber auf Druck von
Vorgesetzten entfernt, die ihr gesagt hät-
ten, Google habe sich beschwert. (Kom-
mentar Seite 28.)

RASTATT/FRANKFURT, 1. Septem-
ber (dpa). Die Sperrung der Rheintal-
bahn, andere Schienen-Baustellen und
Grenzkontrollen belasten Speditions-
und Logistikunternehmen. Der Dienst-
leister Kombiverkehr KG fordert deshalb
250 Millionen Euro staatliche Soforthilfe
für die Betroffenen. Wie das Gemein-
schaftsunternehmen von 230 Speditio-
nen und Deutscher Bahn am Freitag mit-
teilte, führt die Rheintalsperrung zu
mehrtägigen Verspätungen der Transpor-
te; die Folgen überträfen die der bisheri-
gen Lokführerstreiks bei weitem. Zudem
leide der Verkehr zwischen Deutschland
und Italien unter unkoordinierten Bauar-
beiten und Grenzkontrollen. „Die aktuel-
le Situation im Schienengüterverkehr
von und nach Italien kann nur noch als
„Gau“ bezeichnet werden“, hieß es in der
Mitteilung. Bei der Kombiverkehr KG
können Spediteure ihre Lkw-Lieferun-
gen auf der Schiene weitertransportieren
lassen. Auch das Netzwerk Europäischer
Eisenbahnen (NEE) und der Verband
Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV)
forderten Unterstützung vom Bund. We-
gen Erlösausfällen und Mehrkosten bei
Umleitungsverkehren werde die Grenze
der finanziellen Belastbarkeit überschrit-
ten, schrieben NEE und VDV an Bundes-
verkehrsminister Alexander Dobrindt
(CSU). „Ungeachtet der offenen Fragen
zum Schadenersatz für die achtwöchige
Unterbrechung der mit bis zu 200 Güter-
zügen wichtigsten europäischen Güter-
verkehrsstrecke ist jetzt eine unbürokrati-
sche finanzielle Hilfe des Bundes zur
Existenzsicherung betroffener Unterneh-
men dringend erforderlich“, heißt es in
dem am Freitag veröffentlichten Schrei-
ben. Seit dem 12. August ist die Strecke
zwischen Rastatt und Baden-Baden ge-
sperrt. In die Baustelle des Tunnels für
die Neubaustrecke, der die Gleise in we-
niger als fünf Meter Tiefe unterquert, wa-
ren Wasser und Erde eingedrungen. Die
Schienen sackten ab.

Stein Wars: Wer mit dem Millenium-Falken im Wohnzimmer landen will, muss vorher 7541 Teile zusammensetzen.  Foto Lego

„Viele haben Angst vor Google“
Der Internetkonzern gerät
wegen seines Umgangs mit
Kritikern seiner Marktmacht
ins Zwielicht. So mancher
stört sich daran, wie Google
versucht, die politische
Diskussion zu beeinflussen. eid. HAMBURG, 1. September. Kunden

mussten zum Monatsausklang etwas
mehr für Heizöl bezahlen als noch eine
Woche zuvor. Am 30. August, dem Tag
der EID-Umfrage, war leichtes Heizöl im
Bundesdurchschnitt von 15 Städten gut 1
Euro teurer als in der Vorwoche. An der
Nachfragesituation hat sich nichts geän-
dert, „weiterhin sehr ruhig“, heißt es vom
Handel. Am 30. August kostete leichtes
Heizöl im Bundesdurchschnitt von 15
Städten bei einer Abnahme von 1000 Li-
tern 63,35 Euro je 100 Liter, bei einer Ab-
nahme von 3000 Litern 56,50 Euro je 100
Liter und bei einer Abnahme von 5000 Li-
tern 54,70 Euro je 100 Liter.

Angebotspreise für Lieferungen (Premi-
um-Qualität) frei Verwendertank, alles je
100 Liter, einschließlich 19 Prozent Mehr-
wertsteuer, EBV und IWO am 30. August.

Rheintalbahn: Bund soll
Kombiverkehr aushelfen

Vier von zehn Unternehmen sehen
sich auf Cyberangriffe vorbereitet
Selbst kritische Infrastruktur häufig ohne Notfallplan
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Im Alten
Testament steht:
Liebe Deinen
Nächsten.
In meinem auch.

Irgendwann kommt für jeden

der Zeitpunkt, an dem man

sich fragt, ob man alles richtig

gemacht hat, den anderen ein

guter Mensch war. Was bleibt,

wenn man geht? Dies können

Sie selbst entscheiden. Mit

Ihrem Testament!

Mit einer Testamentsspende

unterstützen Sie unser En-

gagement gegen Einsamkeit

im Alter und schenken alten

vereinsamten Menschen

wieder Zuversicht und Le-

bensfreude.

Nähere Informationen:

Freunde alter Menschen e.V.
Tieckstraße 9, 10115 Berlin
Telefon 030/13 89 57 90

www.famev.de

Heizöl zum Monatsende
etwas teurer

Warsteiner erweitert
Geschäftsführung

Die aktuellen Heizölpreise
34. Woche 35. Woche

Berlin 55,10-58,30 56,05-59,85
Dresden 53,65-55,25 55,00-56,45
Düsseldorf 53,65-57,05 56,15-60,85
Hamburg 57,05-59,00 58,35-59,80
Frankfurt 55,45-61,65 55,70-59,40
Hannover 57,35-62,95 58,55-63,10
Karlsruhe 55,00-58,15 55,60-59,60
Leipzig 53,80-59,50 55,10-61,00
Rostock 53,20-59,85 54,40-58,50
München 58,05-58,70 58,20-59,00
Stuttgart 55,65-59,05 56,25-60,45
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